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Zusammenfassung  
 
 
Die Beibehaltung des Versandhandels mit 
Arzneimitteln ist richtig, weil damit der bishe-
rige Wettbewerb auf dem Arzneimittelmarkt 
erhalten bleibt und auch weiterhin ein wichti-
ger Beitrag zur flächendeckenden Versor-
gung mit Arzneimitteln geleistet wird. Richtig 
ist auch, die bestehende Ungleichbehandlung 
zwischen inländischen (Versand-) Apotheken 
und Versandapotheken aus dem EU-Ausland 
zu beseitigen und gleiche Bedingungen für 
die Preisbildung und damit für den Wettbe-
werb zu gewährleisten. 
 
Die Begründung für die vorgesehenen Vergü-
tungszuschläge für Apotheken überzeugt je-
doch nicht. Deshalb sollte insbesondere auf 
die Zuschläge für zusätzliche pharmazeuti-
sche Dienstleistungen zur Steigerung des 
Qualitätswettbewerbs in Höhe von insgesamt 
150 Mio. € jährlich verzichtet werden. Vor 
dem Hintergrund der Finanzierungsschwierig-
keiten der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, die ohnehin angesichts des demografi-
schen Wandels zu erwarten sind, müssen 
nicht hinreichend begründete Ausgabenstei-
gerungen unterbleiben. 
 
 
 
 
 
 
 

Im Einzelnen  
 
Beibehaltung des Versandhandels mit 
Arzneimitteln zu begrüßen 
 
Es ist zu begrüßen, dass von dem zeitweilig 
diskutierten Verbot des Versandhandels mit 
Arzneimitteln Abstand genommen wurde. Der 
Erhalt des Versandhandels trägt dazu bei, die 
Anbietervielfalt auf dem Arzneimittelmarkt 
aufrechtzuerhalten. Der Versandhandel mit 
Arzneimitteln leistet zudem einen wichtigen 
und in Zeiten der Digitalisierung zunehmen-
den Beitrag zur flächendeckenden Arzneimit-
telversorgung der Bevölkerung. Insbeson-
dere in Regionen mit niedriger Bevölkerungs-
zahl ist der Versandhandel mit Arzneimitteln 
für chronisch kranke, alte und mobil einge-
schränkte Personen eine zusätzliche Option 
und wichtige Ergänzung der Vor-Ort-Apothe-
ken. 
 
 
Gleiche Bedingungen für die Preisbildung 
richtig 
 
Es ist wichtig, dass in einem Markt alle Anbie-
ter den gleichen Regeln der Preisbildung un-
terliegen. Derzeit haben Versandapotheken 
aus dem EU-Ausland einen Wettbewerbsvor-
teil, weil es ihnen möglich ist, bei Bezug von 
verschreibungspflichtigen Arzneimitteln den 
Versicherten Boni und Rabatte zu gewähren, 
während die inländischen Apotheken an die 
gesetzlich festgelegten einheitlichen Apothe-



 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken  
 
 
7. Mai 2019 2

 

kenabgabepreise gebunden sind. Diese mo-
mentane Ungleichbehandlung zwischen in-
ländischen (Versand-)Apotheken und den 
Versandapotheken aus dem EU-Ausland 
stellt insoweit eine Inländerdiskriminierung 
dar, die es zu beseitigen gilt.  
 
Die in dem Referentenentwurf vorgesehene 
kollektivvertragliche Regelung einheitlicher 
Apothekenabgabepreise im SGB V würde 
diese Ungleichbehandlung wirksam beenden. 
Es ist zu begrüßen, wenn damit künftig glei-
che Bedingungen für die Preisbildung sicher-
gestellt werden. Besser wäre allerdings ge-
wesen, dieses richtige Ziel nicht durch eine 
Verschärfung der Preisbindung, sondern 
durch eine Lockerung der Preisbindung und 
eine Liberalisierung des Arzneimittelmarktes 
zu erreichen. Insofern bleiben bei verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln die Vorteile 
des Preiswettbewerbs zum Nachteil der Ver-
sicherten weiter ungenutzt. 
 
 
Höhere Vergütung der Apotheken sollte 
unterbleiben 

 
Die vorgesehenen Vergütungszuschläge sind 
nicht hinreichend begründet und sollten unter-
bleiben. Insbesondere fehlt eine überzeu-
gende Begründung für die Einführung eines 
Zuschlags für zusätzliche pharmazeutische 
Dienstleistungen in Höhe von insgesamt 150 
Mio. € pro Jahr, der von der Spitzenorganisa-
tion der Apotheker verteilt werden soll. Die 
Apotheken sollen demnach über die ver-
pflichtende Beratung hinausgehend zusätzli-
che pharmazeutische Dienstleistungen ver-
gütet bekommen, um so zum Qualitätswett-
bewerb motiviert zu werden. Allerdings sollte 
auch der aktuelle Wettbewerb der Apotheken 
untereinander Anreiz genug sein, sich durch 
eine gute Qualität der eigenen Dienstleistun-
gen von Wettbewerbern abzuheben. Zudem 
ließe sich das Ziel, den Qualitätswettbewerb 
zwischen Apotheken zu stärken, ebenso 

durch eine aufwandsneutrale Neuordnung 
der Apothekervergütung erreichen. 
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